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Kunststoffpolitik für eine 
Kreislaufwirtschaft:
Prioritäten entlang 
des Lebenszyklus setzen

Kernbotschaften

Kunststoffpolitik muss früher ansetzen: Vermeidung vor Recycling.
Recycling kann nur einen begrenzten Beitrag zur Lösung der mit Kunststoffen verbundenen Probleme 
leisten, weil Materialkomplexität, Qualitätsverluste und Schadstoffakkumulation echte Kreisläufe 
begrenzen. Politische Maßnahmen sollten deshalb beim Produktdesign, bei der Materialwahl und bei der 
Vermeidung unnötiger Kunststoff-Nutzung beginnen. Alternativen sollten vorrangig eingesetzt werden.

Die Kreislaufhierarchie, angelehnt an die Abfallhierarchie und die nationale Kreislaufwirtschaftsstrategie 
(NKWS), braucht Verbindlichkeit.
Vermeidung, Wiederverwendung, Wiederherstellung und erst danach Wiederverwertung, also Recycling, 
sollten als klare Prioritäten in Regulierung, Förderung und Infrastrukturaufbau verankert werden – statt 
einzelne Maßnahmen fragmentiert nebeneinander zu stellen. Dabei braucht es Planungssicherheit.

Transparenz, sichere Designs und klare Regeln (mit mittel- und langfristiger Verbindlichkeit) sind die Vor-
aussetzung für Kreislaufwirtschaft.
Produktpässe, Daten zu Material- und Chemikalienzusammensetzung, verbindliche Designstandards, 
Anti-Greenwashing-Regeln und eine Essential-Use-Logik als Grundlage für die Entwicklung von Regulie-
rungen sollen sicherstellen, dass Kunststoffe nur dort eingesetzt werden, wo sie nicht ersetzt werden 
können und sicher kreislauffähig sind.

Kunststoffe sind Teil globaler Materialströme, verursachen jedoch entlang ihres gesamten Lebenszyklus 
erhebliche Umwelt- und Gesundheitsbelastungen1.
Dieser Policy Brief richtet sich primär an politische Entscheidungsträger:innen in Deutschland.
In Zusammenhang mit den (stockenden) Verhandlungen zum UNEP Global Plastics Treaty fordert dieser 
Beitrag die deutsche Politik auf, innerhalb der EU eine Vorreiterrolle zu übernehmen und international 
koordinierte Initiativen weiterzuentwickeln. 

Die zentrale Rolle Kunststoff-assoziierter Chemikalien und die damit verbundene Komplexität von Kunst-
stoffen werden berücksichtigt, können im Rahmen dieses Briefs jedoch nicht vertieft differenziert behan-
delt werden. Weiterführende Ausführungen finden sich in einschlägigen Publikationen zum Thema (siehe 
beispielsweise Hempel et al. 2025 2).
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I. Ausgangslage: Warum stoßen der-
zeitige politische Regulierungen zu 
Kunststoffen an strukturelle Grenzen?

Kunststoffe haben einen gesellschaftlichen Nut-
zen (wobei die monetären Kosten ökologischer und 
soziökonomischer Schäden nicht bilanziert werden) 
und bieten eine große Funktionsvielfalt. Die aktuelle 
Dynamik der Kunststoffwirtschaft wird jedoch auch 
von zwei entscheidenden Entwicklungen geprägt: 
weltweit kontinuierlich steigende Produktionsmen-
gen3 und eine zunehmende Komplexität der Materia-
lien und Zusatzstoffe4. Dies erhöht das Abfallaufkom-
men5, erschwert die Kreislaufführung6 von Materia-
lien und verstärkt Umwelt-7 und Gesundheitsrisiken8. 
Da Kunststoffe in Produkten für alle Wirtschafts- und 
Lebensbereiche in hoher Menge und Vielfalt einge-
setzt werden, beispielsweise in der Lebensmittel-
industrie (z. B. Verpackungen), Landwirtschaft (z. B. 
Mulchfolien), Fischerei (z. B. Fangnetze), Textilindust-
rie (z. B. Kunststofffasern) und Bauindustrie (z. B. Iso-
lierungen), wirken sich diese Entwicklungen gesamt-
gesellschaftlich aus. Produkt- und Materialentschei-
dungen orientieren sich dabei weiterhin vor allem an 
kostengünstigem Ressourceneinsatz und Nutzungs-
anforderungen, nicht aber ausreichend am Erhalt von 
Kunststoffen in Material- und Wirtschaftskreisläufen 
und der Minimierung von Umwelt- und Gesundheits-
risiken, z. B. durch assoziierte Chemikalien.
Durch ihre hohe Beständigkeit können Kunststoffe, 
abhängig von der Materialzusammensetzung, -kom-
plexität und -form, nicht nur über Jahrzehnte bis 
Jahrhunderte in der Umwelt verbleiben9, sondern 
zerfallen schrittweise in Makro-, Mikro- und Nano-
plastik10, reichern sich in nahezu allen Ökosyste-
men an und setzen u. a. Chemikalien frei11,12. Gerade 
Mikro- und Nanoplastikpartikel können von Organis-
men aufgenommen werden und führen zu negativen 
Auswirkungen wie inneren Verletzungen, Blockaden, 
Verhungern mit vermeintlich gefülltem Magen und 
Entzündungsreaktionen13,14. Aufgrund steigender Ver-
wendungsmengen wird so ein langfristiges Akkumu-
lationsproblem in der Umwelt bedingt, das durch die 
Komplexität der genutzten Materialien und assoziier-
ter Chemikalien zusätzlich verschärft wird15,16.
Kunststoffprodukte werden größtenteils bereits nach 
einmaliger Nutzung zu Abfällen. Entsprechend wer-
den Umwelt- und Gesundheitsaspekte bislang vor 
allem durch abfallpolitische Instrumente wie Recy-

clinganreize adressiert. Materialverluste und Qua-
litätsminderung werden durch eine komplexe und 
oft unbekannte Materialzusammensetzung bei der 
Produktion (mit einer wachsenden Vielfalt an Poly-
meren, Verbundmaterialien und chemischen Zusatz-
stoffen) verursacht. Die oft gemischte Erfassung 
(und Weiterverarbeitung) von Abfällen und dadurch 
eine technisch und ökonomisch aufwändige Trennung 
der Materialien im Recycling erschweren den Erhalt 
hochwertiger Materialströme zusätzlich. Die zurück-
gewonnenen Materialien lassen sich daher oft nur 
noch in minderwertigen Anwendungen einsetzen. Da 
Kunststoffe zudem nicht beliebig oft recycelt wer-
den können, wird ihr endgültiges Ausscheiden aus 
dem Nutzungskreislauf je nach Anwendungsszenario 
oft nur kurzzeitig verzögert. Zudem können sich im 
Recyclingprozess chemische Zusatzstoffe akkumulie-
ren, was zu einer hohen Kontamination in recycelten 
Produkten sowie zu Gesundheits- und Umweltauswir-
kungen führen kann. 
Umwelt- und Gesundheitsrisiken durch Kunststoffe 
entstehen nicht erst an deren Lebensende, sondern 
bereits bei der Gestaltung, Herstellung und Nutzung 
von Materialien und Produkten (u. a. durch Zusatz-
stoffe). Diese Risiken prägen damit den gesamten 
Lebenszyklus. Politische Ansätze für den Umgang 
mit Kunststoffen (im Policy Brief zusammenfassend 
als Kunststoffpolitik bezeichnet), die Umwelt- und 
Gesundheitsaspekte vor allem abfallseitig adressie-
ren, greifen deshalb strukturell zu kurz. Die Vermei-
dung und, wo sinnvoll, die Entwicklung und Nutzung 
geeigneter Alternativen werden bislang nicht ausrei-
chend gestärkt (weitere Ausführungen siehe nächs-
ter Abschnitt). Es fehlt die konsequente Umsetzung 
eines systemischen Ansatzes, der i) alternative Mate-
rialströme durch Wiederverwendung und neue Märkte 
schafft, ii) Materialalternativen zu Kunststoffen vor-
zieht, iii) bereits bei der Material- und Produktent-
wicklung ansetzt sowie iv) Umwelt- und Gesundheits-
risiken von Beginn an minimiert. Wenn der Einsatz von 
Kunststoffen notwendig ist, sollten diese über meh-
rere Lebenszyklen hinweg reguliert und Materialien 
möglichst erhalten werden.

Über Farblegende lösen (bzw. die 
Kreislaufhierarchie sichtbar 
machen): R0-R9 entsprechen der 
Zuordnuhng der Stufen: 
Vermeidung (R0 bis R2, refuse, 
rethink, reduce), 
Wiederverwendung (R3 bis R4, 
reuse, repair), Wiederherstellung 
(R5 bis R7, refurbish, 
remanufacture, repurpose), 
Wiederverwertung (R8 bis R9, 
recycle, recover).
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II. Politischer Handlungsbedarf: 
Von fragmentierter Regulierung zu 
strategischer Governance und echter 
Kreislaufführung

Mit der Abfallrahmenrichtlinie und dem Kreislaufwirt-
schaftsgesetz liegt der regulatorische Fokus weiterhin 
vor allem auf dem Lebensende von Kunststoffproduk-
ten und -anwendungen. Regulierungen sollten statt-
dessen am Anfang des Lebenszyklus ansetzen. Das 
EU-Verpackungsrecht, einschließlich der neuen Verpa-
ckungsverordnung sowie der Einwegkunststoffrichtli-
nie, greift zwar weiter vorne in den Lebenszyklus ein, 
bleibt mit zahlreichen Ausnahmen aber auf bestimmte 
Kunststoffanwendungen begrenzt. In der Praxis erfolgt 
so kein Rückgang der Produktmenge, sondern es 
kommt zu Materialsubstitution mit teilweise ebenso 
großen Umwelt- und Gesundheitsrisiken (z. B. durch 

Multilayer-Materialien auf Papierbasis). Die EU-Öko-
design-Verordnung bildet einen Grundstein, indem sie 
Produktanforderungen und Transparenz in Form von 
Produktpässen festlegt, welche bisher allerdings auf 
bestimmte Produktgruppen beschränkt bleibt. Andere 
Regulierungen erfassen weitere Teilaspekte: i) REACH 
die chemischen Zusatzstoffe (als Einzelchemikalien 
ohne Beachtung von Mischtoxizitäten), ii) der Meeres- 
und Gewässerschutz bestimmte Umweltaspekte und 
iii) der Trinkwasserschutz vor allem gesundheitspoli-
tische Vorgaben. So bleibt die Regulierung von Kunst-
stoffen fragmentiert und unzureichend (über Material-
ströme, Produktgruppen und den gesamten Lebens-
zyklus) integriert.
In der Kunststoffpolitik wurden Maßnahmen zur 
Minderung der Kunststoffproduktion bislang vernach-
lässigt, stattdessen wurde vor allem nachgelagerte 
Infrastruktur zur Entsorgung aufgebaut. Existierende 

Abbildung 1: Die Wirkung der Kreis-
laufhierarchie (R0-R9 entlang der 
Stufen Vermeidung, Wiederver-
wendung, Wiederherstellung und 
Wiederverwertung) entlang des 
Produktlebenszyklus (von Extrak-
tion bis Lebensende). R0-R4 sollten 
entsprechend dieser Hierarchie prio-
risiert werden. In Anlehnung an die 
NKWS nutzen wir hier die englischen 
Begriffe für R0-R9. Zentral ist, dass 
R0-R9 nicht unabhängig voneinander 
betrachtet werden: Reuse (R3)-Maß-
nahmen können zur Erreichung des 
Ziels „Reduce (R2)“ beitragen.
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Aufbereitungsanlagen sind technisch und wirtschaft-
lich auf stabile Stoffmengenflüsse und -qualitäten 
angewiesen. Daraus entsteht ein struktureller Ziel-
konflikt: Maßnahmen am Beginn des Lebenszyk-
lus sind erforderlich, um Materialflüsse zu verrin-
gern und Produkte länger im Nutzungskreislauf zu 
halten, nachgelagerte Infrastruktur setzt dagegen 
ausreichende Abfallmengen voraus. Um diesen Ziel-
konflikt aufzulösen, bedarf es einer klaren Priorisie-
rung und Rangfolge für den Umgang mit Ressourcen.  
Einen Rahmen für politische Prioritäten bietet die 
Kreislaufhierarchie, angelehnt an die Abfallhierar-
chie und die nationale Kreislaufwirtschaftsstrategie 
(NKWS). Sie ordnet Maßnahmen nach einer klaren 
Rangfolge in den Stufen i) Vermeidung, ii) Wieder-
verwendung, iii) Wiederherstellung und iv) Wieder-
verwertung (Abbildung 1). 
Diese Stufen sind sowohl entlang des Produktle-
benszyklus abbildbar als auch den R-Strategien (R0–
R9; Abbildung 1) der NKWS vollständig zugeordnet. 
Ziel der Kreislaufhierarchie ist es, Materialien mög-
lichst lange und hochwertig in Nutzungskreisläufen 
zu halten und den Einsatz von Primärressourcen zu 
senken, vor allem R0-R4. Sie bietet damit einen Maß-
stab, politische Maßnahmen danach zu priorisieren, 
welchen Beitrag sie zur Verringerung von Material- 
und Abfallmengen sowie Umwelt- und Gesundheits-
risiken leisten. Dafür müssen eine Gefährdungsbeur-
teilung und Priorisierung der Plastikemissionsquellen 
erfolgen und darauf aufbauend Maßnahmen entlang 
des gesamten Lebenszyklus von Kunststoffen in 
ihrer Wirkung aufeinander abgestimmt und geordnet 
werden. Hierzu zählen eine frühzeitige Reduktion der 
Material- und Chemikalienkomplexität, verbunden 
mit einer transparenten Kennzeichnung der Inhalts-
stoffe und einer vollständigen Datenverfügbarkeit17.
Mit dem Circular Economy Action Plan der EU und 
der NKWS ist die Kreislaufhierarchie in der EU und in 
Deutschland politisch anerkannt, bildet bislang jedoch 
keinen verbindlichen Ordnungsrahmen. So werden 
regulatorische Prioritäten nicht entlang einer klaren 
Rangfolge gesetzt und es besteht die Gefahr stra-
tegischer Fehlentscheidungen mit langfristigen öko-
logischen und sozioökonomischen Folgen. Die Kreis-
laufhierarchie sollte daher als gemeinsamer Maßstab 
in Regulierungen – also rechtlichen Vorgaben, För-
derungen durch finanzielle Anreize und Programme, 
und Investitionen in den Aufbau von Infrastrukturen 
und Märkten – verankert werden. Damit dieser Maß-
stab in der bislang fragmentierten Regulierungsland-

schaft wirksam werden kann, bedarf es einer engen 
Abstimmung z. B. zwischen Umwelt-, Gesundheits-, 
Industrie-, Chemikalien-, Energie-, Abwasser- und 
Abfall- sowie Digitalpolitik (siehe Handlungsoptionen, 
z. B. zur Dateninfrastruktur). Zusätzlich muss die 
Kreislaufhierarchie in die konsequente Umsetzung 
der deutschen Nachhaltigkeitsstrategie integriert 
werden.
Entscheidend ist dabei, die einzelnen Stufen der 
Kreislaufhierarchie nicht isoliert zu betrachten, son-
dern aufeinander zu beziehen. Der Vermeidung und 
der Wiederverwendung kommt besonderes Gewicht 
zu, weil sie Materialeinsatz, Ressourcenabhängigkeit, 
Abfallmengen sowie Umwelt- und Gesundheitsrisiken 
früh verringern. Wiederverwertung bleibt notwendig, 
ist jedoch nachgeordnet und setzt voraus, dass Pro-
dukte, Materialien und Stoffströme so gestaltet sind, 
dass sie auch in späteren Stufen nutzbar bleiben. 
Die folgenden Handlungsoptionen setzen an diesen 
Zusammenhängen an.

III. Handlungsoptionen unter dem 
Leitprinzip der Kreislaufhierarchie

Da der gesamte Lebenszyklus von der Rohstoffge-
winnung über Produktdesign und Nutzung bis zum 
Lebensende des Produkts in die Kreislaufhierarchie 
einbezogen wird, sollten einzelne Maßnahmen nicht 
isoliert betrachtet werden. Neben material- und 
produktbezogenen Vorgaben sind auch der paral-
lele Aufbau geeigneter Infrastrukturen, Märkte und 
Datenstrukturen sowie eine enge Abstimmung und 
Zusammenarbeit relevanter Politikressorts erfor-
derlich. Zudem muss der Bildungssektor einbezo-
gen werden, um ein gesellschaftliches Bewusstsein 
für und Kompetenzen im Umgang mit Kunststoffen 
zu schaffen. Entscheidungsfindungsprozesse unter 
Einbindung von Politik, Zivilgesellschaft, Industrie 
und Wissenschaft können nicht nur die gesellschaft-
liche Akzeptanz fördern, sondern auch innovative 
Lösungsansätze hervorbringen (Impressum, Box 1). 
Innovationen, die von Wissenschaft und Industrie auf 
nationaler und internationaler Ebene ermöglicht wer-
den, bergen ebenfalls ein enormes Potenzial, neue 
Lösungsansätze im Umgang mit Kunststoffen zu ent-
wickeln. Konkrete regulatorische Handlungsoptionen 
für die deutsche Politik und ihre Wirkbereiche entlang 
der Kreislaufhierarchie sind im folgenden Abschnitt 
aufgeführt (Übersicht 1).
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Wiederherstellung

Wieder- 
verwertung

Sicheres und stufenkompatibles Produktdesign 
sollte verbindlich eingeführt werden.
Design- und Produktionsanforderungen sollten 
so ausgerichtet und reguliert werden, dass 
Produkte über alle Stufen (Vermeidung, Wieder-
verwendung, Wiederherstellung, Wiederverwer-
tung) kompatibel bleiben. D. h. dass nicht nur 
die Recyclingfähigkeit von Produkten gegeben, 
sondern auch eine Wiederverwendung möglich 
sein muss. Zentral ist dafür eine Reduktion der 
Materialkomplexität. Zusätzlich müssen Stan-
dards für sicheres Produktdesign im Fokus ste-
hen, welche z. B. Emissionsstandards, Regelun-
gen für Additive und Verminderung von Abrieb 
(vgl. Mikro- und Nanoplastik) beinhalten.

Um eine Rückverfolgbarkeit und gezielte Folge
maßnahmen zu gewährleisten, sollte eine Daten
infrastruktur aufgebaut werden.
Datenzugänge zur Materialzusammensetzung 
(von Produkten und ihren Verpackungen) inkl. 
Chemikaliengehalt sowie Informationen zur 
Aufbereitung von Produkten sollten aufgebaut 
werden. Dies erlaubt es mittelfristig, Design-, 
Mehrweg- und Rückführpflichten durchzuset-
zen und Risiken effektiv abzuschätzen. Eine 
Ausweitung der Ansätze in der EU-Ökodesign-
Verordnung auf den gesamten Lebenszyklus 
und auf weitere Produkttypen ist angebracht. 
Zudem sind verbindliche produktspezifische 
Emissionsstandards und Monitoringpflichten 
zur Beständigkeit bzw. Abnutzung (speziell für 
Mikro- und Nanoplastik) notwendig (vgl. Grenz-
werte für Partikel aus Bremsen- und Reifenab-
rieb in der Euro-7-Abgasnorm).

Rechtsgültige Definitionen für Biokunststoffe 
und Anti-Greenwashing-Mechanismen sollten 
eingeführt und durchgesetzt werden.
Begriffe (wie biobasiert, bioabbaubar, kompos-
tierbar) und Behauptungen zu nachhaltigen Pro-
dukteigenschaften (wie Recyclingfähigkeit oder 
Gehalt von Sekundärrohstoffen) sollten rechts-
sicher definiert werden. Zudem müssen ein-
heitliche Prüf- und Zertifizierungsmechanismen 
durchgesetzt werden, die sicherstellen, dass 
Produkte diesen Definitionen unterliegen. D. h. 
beispielsweise, dass bioabbaubare Kunststoffe 
nicht nur unter Labor- oder industriell optimier-
ten Bedingungen, sondern auch unter realen, 
definierten Umweltbedingungen abgebaut wer-
den18. Dies hilft, Fehlanreize und Greenwashing 
im Kunststoffkontext zu reduzieren.

Essential Use sollte als Steuerungslogik genutzt 
werden.
Der Einsatz von Kunststoffen sollte möglichst 
auf essenzielle, funktional notwendige und 
nicht ersetzbare Anwendungen begrenzt wer-
den. Dafür kann das Konzept „Essential Use“ 
eine logische Entscheidungsgrundlage darstel-
len. Für die Klassifizierung von Produkten müss-
ten jedoch klare und verbindliche Definitionen 
und Kriterien festgelegt werden. Details, wie die 
Differenzierung zwischen verschiedenen Sek-
toren und Anwendungen, sowie Implementie-
rungsanforderungen sollten im internationalen 
Rahmen unter Beteiligung Deutschlands (z. B. 
UNEP Global Plastics Treaty) diskutiert und fest-
gelegt werden. Für alle (anderen) Produkte soll-
ten möglichst alternative, neue sowie bereits 
vorhandene und erprobte Materialien, z. B. Glas, 
verwendet werden. Bei der Umsetzung ist es 
wichtig, Hersteller:innen realistische Umstel-
lungsfristen zu gewähren.
		

ÜBERSICHT 1: Konkrete regulatorische Handlungsoptionen und Wirkung der einzelnen Maßnahmen entlang der Stufen der Kreislaufhierarchie. Icons von oben 
nach unten: Vermeidung (R0 bis R2, refuse, rethink, reduce) (zielt auf Extraktion und Produktion), Wiederverwendung (R3 bis R4, reuse, repair) (zielt auf Konsum), 
Wiederherstellung (R5 bis R7, refurbish, remanufacture, repurpose) (zielt auf Produktion), Wiederverwertung (R8 bis R9, recycle, recover) (zielt auf End-of-Life und 
Produktion). Wirkbereiche einzelner Handlungsoptionen sind dunkelblau, indirekte Wirkungen weiß eingefärbt.

Mehrweg sollte als zentrales System für die 
Wiederverwendung von Produkten aufgebaut 
werden.
Mehrweg sollte als Standardlogik eingeführt 
werden, gestützt durch eine flächendeckende 
Rücklauf-, Reinigungs- und Distributionsinfra-
struktur sowie langfristige Investitions- und 
Finanzierungsmechanismen. Für verschiedene 
Anwendungen wie z. B. Lebensmittelverpa
ckungen sollten materialbezogene Anforderun-
gen berücksichtigt oder alternative Materialien 
genutzt werden, um unbeabsichtigte negative 
Effekte wie Mikro- und Nanoplastikbelastung 
im Lebensmittelkontext zu vermeiden (z. B. bei 
Produkten mit Lebensmittelkontakt wie Behälter 
und Becher). Dabei muss zwingend sicherge-
stellt werden, dass Umwelt- und Gesundheits-
auswirkungen infolge von Mehrfachnutzung 
ausgeschlossen werden können. Ein standardi-
siertes Pilotprogramm mit eigenem Budget, kla-
rer Laufzeit, Evaluationskriterien und schnellen 
Skalierungsansätzen sollte eingesetzt werden, 
um Mehrweg-, Rückführ- und Wiederverwen-
dungsansätze zu beschleunigen. Zusätzlich 
sollten Unverpackt-Lösungen gestärkt und eine 
entsprechende Infrastruktur aufgebaut werden.

Herstellerübergreifende Sekundär- und Rückführ-
märkte sollten etabliert und skaliert werden.
Durch gemeinsame, herstellerübergreifende 
Rückführung, Prüfung, Aufbereitung und Dis-
tribution wird die Wiederherstellung marktfähig 
skaliert, statt in (herstellerspezifischen) Einzel-
lösungen stecken zu bleiben.

Der Einsatz von Rezyklaten sollte über beste-
hende Anwendungsbereiche wie Verpackungen 
und Bauprodukte ausgeweitet werden.
Die Nutzung von Sekundärrohstoffen (Rezy-
klaten) sollte auf weitere Kunststoffprodukt-
segmente, für die Risiken für Gesundheit und 
Umwelt ausgeschlossen werden können, aus-
geweitet und durchgesetzt werden.

Recycling sollte strategisch nachgeordnet erfol
gen und energiepolitisch sinnvoll integriert wer-
den.
Recycling sollte als Endpunkt positioniert werden. 
In der Priorisierung sollte mechanisches Recyc-
ling favorisiert werden, chemisches Recycling die 
zweite Option darstellen und energetische Verwer-
tung erst danach folgen. Zudem sollte Recycling 
systematisch mit Vorgaben der Energiepolitik und 
Material-/Designvorgaben verzahnt werden, um 
Fehlsteuerungen zu vermeiden.

Durch Preissignale, die Reparaturansätze 
stärken, wird eine verlängerte Lebensdauer von 
Produkten gefördert.
Preissignale wie die Mehrwertsteuer können als 
Hebel genutzt werden, um reparaturbasierte 
Lebensdauerverlängerung in kunststoffintensi-
ven Produktgruppen wirtschaftlich attraktiver 
zu machen.
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Box 1: Wissenschaft, Regulierung, Industrie und NGOs/Vereine 
diskutieren über das Kunststoffmanagement (Wie sind wir zu 
diesem Ergebnis gekommen?)
Verschiedene Helmholtz-Zentren kooperieren im „Helmholtz-
Forum Erde und Umwelt”-Projekt SPHERE („Synthese von 
Kunststoffen: Helmholtz-Expertise in der Kunststoffforschung 
und politisches Engagement”). Herausforderungen und Chancen 
im Zusammenhang mit aktuellen politischen Entwicklungen im 
Bereich von Kunststoffen sowie Visionen für einen nachhaltigen 
Umgang mit Kunststoffen wurden im Rahmen eines Stakehol-
der-Workshops mit 33 Teilnehmenden diskutiert. Die Auswahl 
der Teilnehmenden erfolgte auf Grundlage der Quadruple Helix 
(siehe Kategorien unten in der Stakeholderliste) mit dem Ziel, 
umfassende Diskussionen mit gesellschaftlich breit ausgerich-
teten und relevanten Sichtweisen zu integrieren.
Dabei zeigten sich mehrere Überschneidungen zwischen den 
Interessengruppen aus Industrie, Wissenschaft, Regulierung 
und NGOs/Vereinen. Es wurde jedoch auch deutlich, dass unter-
schiedliche Perspektiven existieren, was Kreislauf in Bezug auf 
Kunststoffe bedeutet und welches Bewusstsein für vernetzte 
Risiken im Zusammenhang mit Kunststoffen, Umwelt und 
menschlicher Gesundheit besteht.
Für die Entwicklung des Policy Briefs wurde (basierend auf 
einem ersten Draft des Projekt-Konsortiums, in den die Diskus-
sionsergebnisse des Stakeholder-Workshops integriert wurden) 
Feedback der beteiligten Stakeholder eingeholt. Mithilfe von 
acht Rückmeldungen von Vertreter:innen aller vier Stakeholder-
gruppen wurde der Text weiterentwickelt.
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Projekt SPHERE
https://earthenvironment.helmholtz.de/changing-earth/de/syncom/
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Beteiligte Stakeholder im Workshop
Von einigen Organisationen hat mehr als eine Person an den Workshops teilge-
nommen. Aus diesem Grund entspricht die Anzahl der angegebenen Organisationen 
nicht der Gesamtzahl der Teilnehmenden. Zusätzlich werden auf Wunsch nicht alle 
am Workshop beteiligten Organisationen namentlich genannt.

Forschung und Wissenschaft
GFZ und RIFS
FZJ
UFZ
Leibniz-Institut für Polymerforschung Dresden (IPFDD)
HZDR
Hereon
KIT
HZB

Gesetzgebung und Regulierung
UBA

BAM

NGOs/Vereine als Teil der organisierten Zivilgesellschaft
Forum Umwelt und Entwicklung
WWF
Exit Plastik
Food Packaging Forum
BUND
Mission Wertvoll

Unternehmen und Wirtschaftsverbände
Verband Kommunaler Unternehmen (VKU)
Gesamtverband Kunststoffverarbeitende Industrie e.V. (GKV)
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